
Wie wir demnächst feste fei-
ern werden, berichteten wir 
bereits an dieser Stelle. Be-

vor wir uns aber beim UZ-Pressefest 
in Dortmund treffen, haben wir noch 
drei Wochen feste zu arbeiten. Auch in 
dieser Zeit bleibt das tägliche Erstellen 
einer guten Tageszeitung unsere wich-
tigste Aufgabe. Die wird es weiterhin 
als solide Printausgabe geben (auch 
wenn andere schon jetzt das Ende der 
gedruckten Zeitungen ankündigen), 
wir arbeiten aber auch intensiv an Ver-
besserungen unserer jW-Onlinever-
sion. Die entscheidende Frage sehen 
wir allerdings nicht darin, wo und wie 
wir unsere Beiträge veröffentlichen, 
sondern was in ihnen zu finden ist: 
unverwechselbare Berichte und Ana-
lysen  – die im Gegensatz zu vielen 
anderen Medien nicht vom Standpunkt 
derjenigen ausgehen, die alles einer 
optimalen Profitmaximierung unter-
werfen wollen.

Manche unserer Leserinnen und Le-
ser finden das so gut, dass sie der An-
sicht sind, dass es mit junge Welt schon 
ein Zentralorgan gäbe, es bräuchte nur 
noch eine passende Partei oder Be-
wegung, die dieses herausgibt. Das 
lehnen wir aus zwei Gründen ab: Zum 
einen wird die junge Welt bereits von 
unserer Genossenschaft LPG junge 
Welt eG herausgegeben, zum ande-
ren aber verstehen wir uns ganz be-
wusst als journalistisches Produkt, das 
grundsätzlich zu einer kritisch-analy-
tischen Haltung verpflichtet ist. Nicht 
alle Leserinnen und Leser stimmen 

mit jeder Einschätzung unserer Au-
toren überein, sie erhalten aber täg-
lich ein inhaltliches Angebot, das sie 
so kein zweites Mal finden und mit 
dem sie sich auseinandersetzen kön-
nen. Genau das macht die junge Welt 
für viele Print- wie Onlineleser unver-
zichtbar.

Wir arbeiten aber auch an ande-
ren Dingen. So haben wir mit einer 
großartigen Aktion über 1.500 zu-
sätzliche Abonnenten für unsere 
Kulturzeitschrift Melodie & Rhyth-
mus gewinnen können. Das hilft bei 
der ökonomischen Sicherstellung der 
M&R – jetzt kämpfen wir darum, mit 
nach wie vor bescheidenen Mitteln 
ein neues Redaktionsteam aufzustel-
len. Wie sich herausstellt ein schwie-

riges Unterfangen. Und dann bereiten 
wir nicht nur das UZ-Pressefest vor, 
wir werden am 1. und 2. September 
auch beim Volksstimme-Pressefest in 
Wien, der größten Versammlung der 
österreichischen Linken, präsent sein. 
Weil die junge Welt nur überleben 
kann, wenn wir möglichst viele Abon-
nentinnen und Abonnenten für sie ge-
winnen, bereiten wir gerade eine neue 
Abokampagne vor, die im Herbst star-
tet und nur mit Unterstützung unserer 
Leserinnen und Leser ein Erfolg wer-
den wird.

Zuvor aber genießen wir erst ein-
mal gemeinsam mit vielen Freunden 
und Genossen ein paar schöne Tage in 
Dortmund.
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Papier und Klasse
Warum die junge Welt kein Zentralorgan, aber noch lange als 
Printzeitung zu lesen sein wirdDas Abo geht an:     Frau                      Herrn 
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Als Dankeschön für den Abschluss des Abonnements erhalte ich das 
Buch »Marx to go« mit einer Auswahl von Marx-Zitaten von Johannes 
Oehme (Verlag Neues Leben, 96 Seiten)
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»	Jeder	Schritt	

wirklicher		

Bewegung	ist	

wichtiger	als	

ein	Dutzend	

Programme.«	
(Marx	an	Wilhelm	Bracke,		
MEW	19,	S.	13)

StaatsräsonNSU-Prozess: Am Mittwoch erwarten fünf Angeklagte ihr Urteil. Viele Fragen bleiben aber offen 

Solidarität
Ein Jahr nach G-20-Protesten: In Hamburg erinnern Tausende an Polizeigewalt und Repressalien 

Abrüstung
Besuch von US-Außenminister Pom-peo: Nordkorea wehrt sich gegen erpresserische Forderungen

SuchmaschinenUrheberrechtsreform gescheitert: Autoren und Netzaktivisten sollten miteinander sprechen 

Das Bündnis »Nein zum neu-en Polizeigesetz NRW« hat am Sonnabend einen über-raschenden Mobilisierungserfolg er-zielt. Nach Angaben der Veranstalter bei der Abschlusskundgebung ver-sammelten sich in der Landeshaupt-stadt Düsseldorf 18.000 Menschen, ein Polizeisprecher sprach am Nach-mittag von mehr als 9.300 Teilneh-mern. Der Protest von Datenschüt-zern und Juristen hatte bereits vor Wochen dazu beigetragen, dass die geplante Erweiterung der Befugnis-se von Beamten noch einmal über-arbeitet werden soll. Nach massiver Kritik stoppte NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) im Juni die Ver-abschiedung und stellte Korrekturen in Aussicht. Ursprünglich sollte das Polizeigesetz bereits in dieser Woche vom Landtag verabschiedet werden. Eine ähnliche Novelle ist in Bayern im Mai trotz Massenprotests in München bereits beschlossen worden.Von mehr als 300 Organisationen und Persönlichkeiten war der Aufruf, in Düsseldorf auf die Straße zu gehen, unterstützt worden. An den Protesten beteiligten sich Gewerkschaftsgliede-rungen, die Partei Die Linke, Grüne und DKP sowie Fußballfanklubs, Mi-grantenverbände, ATTAC und Antifa-gruppen. Die Düsseldorfer Polizei hat-te im Vorfeld die Demonstranten als Gewalttäter diffamiert, der Protestzug verlief aber vollkommen friedlich. Die Behörde war auch mit ihren Plänen ge-scheitert, die Anzahl der Lautsprecher-wagen auf nur zwei zu beschränken. So gab das Oberverwaltungsgericht NRW am Freitag abend dem Eilantrag des Bündnisses statt und wies zugleich die polizeiliche Gefahrenprognose als halt-los zurück.

Die bunte Demonstration war ge-prägt von Redebeiträgen, in denen neben Kritik an den von der Landesre-gierung aus CDU und FDP geplanten Gesetzesverschärfungen auch konkrete Erfahrungen mit der Repression durch die Polizei eine Rolle spielten. So berichteten Migranten von diskrimi-nierenden und rassistisch motivierten Polizeikontrollen. Fußballfans übten Kritik an gegen sie gerichtete staat-liche Übergriffe und Gewerkschafter sprachen über mögliche Auswirkun-gen der geplanten Novellierung des Polizeigesetzes auf Arbeitskämpfe. Es sei »überwältigend, wie breit der heu-tige Protest ist«, erklärte Bündnisspre-

cherin Sonja Hänsler am Sonnabend. »Sogar die Fans verschiedener, sonst rivalisierender Fußballklubs stehen zu-sammen auf der Straße.«»Die, die nach rechts in Richtung repressiver Autorität marschieren, das sind die Gefährder von Freiheit und Rechtsstaat. Nur Freiheit und Frieden gewährleisten Sicherheit«, kritisier-te der Netzaktivist »Padeluun« vom Verein Digitalcourage. »Überwachen, kontrollieren, einsperren. Das sind keine Lösungen, sondern Grundrechts-verletzungen«, so der Rechtsanwalt und Linke-Politiker Jasper Prigge. Es gebe schließlich keine Garantie, dass die Polizei sorgsam mit derart weitrei-

chenden Befugnissen umgehen werde.Seit Monaten wird das geplante Ge-setz scharf kritisiert. Künftig soll schon eine »drohende Gefahr« ausreichen, um repressives Vorgehen der Polizei zu rechtfertigen. Nun wird der Entwurf erst nach der Sommerpause im Land-tag behandelt. Das Bündnis kündigte am Sonnabend an, die gewonnene Zeit nutzen zu wollen, um den Protest noch breiter aufzustellen und sich auch bun-desweit besser zu vernetzen. »Weil uns Freiheit, Demokratie und Grundrechte am Herzen liegen, werden wir weiter-machen und keine Ruhe geben. Unser Protest hat gerade erst begonnen«, so Nils Jansen, Sprecher des Bündnisses.

Widerstand wirkt

Wunschzettel aus London

WWW.JUNGEWELT.DE

Paris wirft USA Spaltung Europas vor

Aix-en-Provence. Der französische Wirtschafts- und Finanzminis-ter Bruno Le Maire (Foto) hat der US-Regierung vorgeworfen, Frankreich und Deutschland im Handelskonflikt mit der Europäi-schen Union entzweien zu wollen. »Die Frage ist nicht, ob es einen Handelskrieg geben wird oder nicht. Der Handelskrieg hat be-reits begonnen«, sagte Le Maire am Sonntag während eines Wirt-schaftsforums im südfranzösischen Aix-en-Provence. »Was unsere Partner oder unsere Gegner wollen, ist, uns auseinanderzudividieren. Was die USA wollen, ist, Frank-reich und Deutschland auseinan-derzudividieren«, warnte Le Maire.  
(AFP/jW)

Berlin will mehr  
Geld fürs Militär

Berlin. Wenige Tage vor dem NATO-Gipfel in Brüssel hat Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) am Sonnabend die deut-liche Erhöhung des Wehretats verteidigt. Merkel sagte in einer Videobotschaft, beim NATO-Gip-fel 2014 in Wales sei der Beschluss gefasst worden, »dass wir uns bis 2024 schrittweise dem Zwei- Pro-zent-Ziel annähern«. Deutschland habe zu Zeiten des Kalten Krieges schon einmal Ausgaben gehabt, »die höher waren«, so die Kanzle-rin. »Danach haben wir sehr stark auch bei der Bundeswehr einge-spart.« Es sei nötig, sich auf neue Herausforderungen vorzubereiten und die Bundeswehr gut auszurüs-ten, meinte Merkel. NATO-Gene-ralsekretär Jens Stoltenberg sagte Bild am Sonntag, er begrüße, dass die BRD ihre Verteidigungsausga-ben deutlich erhöhe, erwarte aber, »dass Deutschland noch mehr tut«. Die Bundesrepublik habe sich wie alle NATO-Mitglieder zu dem Zwei-Prozent-Ziel ver-pflichtet. 
 

(dpa/jW)Siehe Seite 8

Drohende Gefahr staatlicher Repression: Am Sonnabend demonstrierten bis zu 18.000 Menschen in Düsseldorf
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Tausende sind in Düsseldorf gegen das neue NRW-Polizeigesetz auf die Straße 

gegangen. Landesinnenminister hatte bereits Korrekturen angekündigt. Von Markus Bernhardt

Regierung May verabschiedet Forderungskatalog für EU-AustrittsverhandlungenDas Kabinett von Großbritan-niens Regierungschefin The-resa May hat sich am Freitag abend auf Forderungen für den Austritt aus der Europäischen Union geeinigt. Bei Waren und landwirtschaftlichen Erzeugnissen will London auch nach dem Austritt aus der Europäischen Union weiterhin eng an deren Binnen-markt gebunden bleiben. Mit Hilfe ei-ner »Freihandelszone« soll verhindert werden, dass der grenzüberschreiten-de Handel und Lieferketten zwischen Großbritannien und dem Kontinent beeinträchtigt werden. Sichergestellt 

werden soll das durch ein »gemeinsa-mes Regelbuch«, in dem London Vor-schriften und Produktstandards der EU übernimmt.
Die anderen drei »Freiheiten« des Binnenmarktes – Kapital, Arbeitskräf-te und Dienstleistungen – sollen aber Beschränkungen unterworfen werden. Damit wollen die Briten die ungehin-derte Einreise von EU-Bürgern stop-pen. Sie nehmen dabei in Kauf, dass Banken und Versicherungen keinen uneingeschränkten Zugang mehr zum EU-Binnenmarkt haben. Fraglich ist, ob Brüssel sich auf einen solchen Han-

del einlässt. Bislang hat sich die Union auf den Standpunkt gestellt, dass die vier Freiheiten des Binnenmarkts nicht einzeln verhandelbar sind.Aus der Europäischen Zollunion will London weiterhin austreten, damit das Land eigene Handelsab-kommen mit Drittstaaten wie den USA und China schließen kann. Um trotzdem Grenzkontrollen zwischen dem britischen Nordirland und dem EU-Mitglied Irland zu vermeiden, wollen die Briten für Importe aus Drittländern zwei verschiedene Zoll-sätze erheben.

Der Rechtsprechung des Europäi-schen Gerichtshofs (EuGH) will sich London höchstens indirekt unterwer-fen. Die Auslegung der gemeinsamen Vereinbarungen soll künftig in Groß-britannien britischen Gerichten zufal-len. Lediglich da, wo sich das Land an EU-Regeln orientiere, werde die Rechtsprechung des EuGH als Richt-schnur herangezogen. In Streitfällen zwischen London und Brüssel solle ein gemeinsames Komitee mit der Schlichtung beauftragt oder ein unab-hängiges Schiedsverfahren eingeleitet werden.  
(dpa/jW)

wird herausgegeben von  2.109 Genossinnen und  Genossen (Stand 15.6.2018)n www.jungewelt.de/lpg
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Zukunft geraubtIn den entwickelten kapitalistischen Ländern des Westens wächst die Jugendarmut – die Folgen sind katastrophal. Soziale Verhältnisse verändern sich rasant, Widersprüche werden wieder offensichtlicher.  Von Werner Seppmann 
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Illustration entnommen aus  
Stefan Siegert: »Karl Marx 
geht um« 

to	go
Marx

3	Monate	jW	für	62	Euro	(statt: 115,20 €) +	Buchprämieendet automatisch
bestellbar bis 24.9.


